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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RAT

RICHTLINIE DES RATES

vom 24. Februar 1981

zur Harmonisierung der Verfahren für die Ausfuhr von Gemeinschaftswaren

(81 / 177/EWG)

DER RAT DER EUROPAISCHEN
GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europä­
ischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf
Artikel 100,

auf Vorschlag der Kommission ,

nach Stellungnahme des Europäischen Parla­
ments ( J ),

nach Stellungnahme des Wirtschafts - und Sozialaus­
schusses (2 ),

in Erwägung nachstehender Gründe :

Grundlage der Gemeinschaft ist eine Zollunion .

Unbeschadet der Übergangsvorschriften im Vierten
Teil Titel I Kapitel 1 der Beitrittsakte von 1972 wird
die Errichtung der Zollunion im wesentlichen im
Zweiten Teil Titel I Kapitel 1 des Vertrages geregelt .
Dieses Kapitel enthält eine Reihe präziser Vorschrif­
ten , insbesondere über die Abschaffung der Zölle
zwischen den Mitgliedstaaten, die Aufstellung und
schrittweise Einführung des Gemeinsamen Zoll­
tarifs sowie die autonomen Änderungen und Aus­
setzungen seiner Sätze .

Artikel 27 des Vertrages sieht zwar vor, daß die Mit­
gliedstaaten vor Ende der ersten Stufe , soweit erfor­
derlich , eine Angleichung ihrer Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften auf dem Gebiet des Zollwesens
vornehmen ; jedoch werden in diesem Artikel die
Gemeinschaftsorgane nicht ermächtigt, zwingende
Vorschriften auf diesem Gebiet zu erlassen . Eine
gründliche Prüfung mit den Mitgliedstaaten hat
allerdings ergeben, daß auf bestimmten Gebieten
durch zwingende Rechtsakte der Gemeinschaft die­
jenigen Maßnahmen festgelegt werden müssen, die
zur Einführung einer Zollregelung unerläßlich sind,
die die einheitliche Anwendung von Gemeinschafts­
bestimmungen zur Regelung des Handels der
Gemeinschaft mit Drittländern gewährleistet .

Die Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit­
gliedstaaten enthalten Verfahrensregeln für die
Warenausfuhr, die im wesentlichen auf einzelstaatli­
che Zwecke abgestimmt sind . Den Erfordernissen
der Zollunion, die die Grundlage der Gemeinschaft
bildet, tragen sie nicht immer genügend Rechnung.

Diese Vorschriften weichen im übrigen in einigen
Fällen erheblich voneinander ab, so daß es zu
Unterschieden bei der Erhebung der Ausfuhrabga­
ben und bei der Anwendung anderer Gemein­
schaftsbestimmungen kommt, zu denen die Ausfuhr
von Gemeinschaftswaren aus dem Zollgebiet der
Gemeinschaft gegebenenfalls Anlaß gibt . Die sich
hieraus ergebende unterschiedliche Behandlung der
Ausführer der Gemeinschaft je nach dem Mitglied­
staat, in dem sie die Ausfuhrmöglichkeiten erledi­
gen, kann zu Verkehrs- und künstlich hervorgerufe­
nen Tätigkeitsverlagerungen führen .

(') ABl . Nr . C 34 vom 11.2 . 1980 , S. 1 16 .
( 2 ) ABl . Nr. C 83 vom 2 . 4 . 1980, S. 10 .
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landwirtschaftliche Verarbeitungserzeugnisse
anwendbaren spezifischen Regelungen vorgese­
hen sind ;

b) Zollstelle
jede zur Annahme der in Artikel 2 genannten
Ausfuhranmeldung berechtigte Dienststelle .

(3 ) Als eine einzige Ware gelten die Bestandteile
von Industrieanlagen, die gemäß den in Anwen­
dung der Verordnung (EWG) Nr. 1736/75 des Rates
vom 24. Juni 1975 über die Statistik des Außenhan­
dels der Gemeinschaft und des Handels zwischen
ihren Mitgliedstaaten ( J ) gefaßten einschlägigen
Beschlüssen im Warenverzeichnis für die Statistik
des Außenhandels der Gemeinschaft (NIMEXE)
Gegenstand ein und derselben Sammelposition
sind .

Die genannten Vorschriften wirken sich unmittelbar
auf die Errichtung und das Funktionieren des
Gemeinsamen Marktes aus .

Im Hinblick auf den Stand der Zollunion ist es
erforderlich, zumindest in Form einer Richtlinie
gemeinsame Verfahrensregeln für die Ausfuhr von
Gemeinschaftswaren aus dem Zollgebiet der
Gemeinschaft festzulegen .

Diese gemeinsamen Regeln müssen eine ordnungs­
gemäße Erhebung der Ausfuhrabgaben und eine
ordnungsgemäße Anwendung der übrigen Gemein­
schaftsbestimmungen gewährleisten, zu denen die
Ausfuhr von Gemeinschaftswaren aus dem Zollge­
biet der Gemeinschaft gegebenenfalls Anlaß gibt.
Sie müssen alle überflüssigen Förmlichkeiten aus­
schließen und elastisch genug sein, um veränderten
Umständen angepaßt zu werden und der Entwick­
lung der Verwaltungstechnik, insbesondere auf dem
Gebiet der Datenverarbeitung, Rechnung tragen zu
können .

Es ist wichtig, die einheitliche Anwendung dieser
gemeinsamen Regeln zu gewährleisten und zu die­
sem Zweck ein Gemeinschaftsverfahren vorzusehen,
das es ermöglicht, in angemessener Frist die not­
wendigen Durchführungsbestimmungen zu erlas­
sen —

TITEL I

ALLGEMEINES VERFAHREN

Artikel 2

Die Ausfuhr von Waren im Sinne von Artikel 1
Absatz 1 aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft setzt
voraus , daß bei einer Zollstelle unter den in dieser
Richtlinie festgelegten Bedingungen eine Ausfuhr­
anmeldung, nachstehend „Anmeldung" genannt,
abgegeben wird .

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN : Die natürliche oder juristische Person, welche die
Anmeldung abgibt, wird im folgenden als „Anmel­
der" bezeichnet.

Artikel 1 Artikel 3

( 1 ) Die Anmeldung ist schriftlich auf einem Vor­
druck abzugeben, der dem von den zuständigen
Behörden gemäß den geltenden Gemeinschaftsbe­
stimmungen festgelegten amtlichen Muster ent­
spricht . Sie ist zu unterzeichnen und muß die Anga­
ben enthalten, die zur Feststellung der Warenbe­
schaffenheit und gegebenenfalls zur Erhebung der
Ausfuhrabgaben und zur Anwendung der übrigen
Vorschriften erforderlich sind, die für die Ausfuhr
der betreffenden Waren gelten .

(2) Der Anmeldung sind alle Unterlagen beizufü­
gen , deren Vorlage zur ordnungsgemäßen Erhebung
der Ausfuhrabgaben sowie zur Anwendung der übri­
gen Vorschriften erforderlich ist, die für die Ausfuhr
der betreffenden Waren gelten .

( 1 ) Unbeschadet bestehender oder künftiger
besonderer Bestimmungen im Rahmen spezifischer
Zollregelungen oder der gemeinsamen Agrarpolitik
legt diese Richtlinie die Regeln fest, welche die
Rechts - und Verwaltungsvorschriften der Mitglied­
staaten für die Ausfuhr von Waren, die die Voraus­
setzungen von Artikel 9 Absatz 2 des Vertrages
erfüllen , aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft ent­
halten müssen .

Als nicht aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft aus­
geführt gelten Waren, die für Helgoland bestimmt
sind .

(2) Im Sinne dieser Richtlinie gelten als

a) Ausfuhrabgaben
Abschöpfungen und sonstige bei der Ausfuhr zu
erhebende Abgaben, die im Rahmen der
gemeinsamen Agrarpolitik und im Rahmen der
nach Artikel 235 des Vertrages auf bestimmte H ABl . Nr. L 183 vom 14. 7 . 1975 , S. 3 .
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A rtikel 4 ( 6) Die Bestimmungen dieses Artikels stehen nicht
der Anwendung der einzelstaatlichen Vorschriften
entgegen , die die Mitgliedstaaten nach Artikel 36
des Vertrages erlassen können, wenn die in einem
Mitgliedstaat zur Ausfuhr aus dem Zollgebiet der
Gemeinschaft angemeldeten Waren durch das
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats ver­
bracht werden müssen .

Zur Vorbereitung der Anmeldung und unter der
Voraussetzung, daß die auszuführenden Waren
einem Zollverfahren unterliegen, läßt die Zollstelle
zu , daß unter den von ihr festgelegten Bedingungen
die Waren vor Abgabe der Anmeldung geprüft
sowie Muster oder Proben entnommen werden .

Artikel 6
Artikel 5

( 1 ) Die Zollstelle nimmt nur Anmeldungen an , die
den in Artikel 3 festgelegten Erfordernissen entspre­
chen . Die diesen Erfordernissen entsprechenden
Anmeldungen werden von der Zollstelle unverzüg­
lich in der in den einzelnen Mitgliedstaaten vorgese­
henen Form angenommen .

Ist jedoch eine Anmeldung nach Artikel 5 Absatz 2
Unterabsatz 2 abgegeben worden , bevor die ange­
meldeten Waren bei der Zollstelle oder an dem von
ihr bezeichneten Ort gestellt worden sind, so kann
die Anmeldung erst dann angenommen werden ,
wenn die Waren den zuständigen Behörden gemäß
Artikel 5 Absatz 3 gestellt worden sind .

(2 ) Die Mitgliedstaaten ergreifen alle erforderli­
chen Maßnahmen, damit das Datum der Annahme
jeder Anmeldung als maßgebender Zeitpunkt für
die etwaige Anwendung von Artikel 1 1 mit Sicher­
heit festgestellt werden kann .

( 1 ) Die zur Ausfuhr bestimmten Waren sind bei
einer Zollstelle in der Gemeinschaft zu gestellen , die
gemäß den Vorschriften des Mitgliedstaats , dem die
Zollstelle untersteht , für die Erfüllung der diesbe­
züglichen Ausfuhrformalitäten zuständig ist .

Wenn eine Ware bereits beim Versand von einem
Mitgliedstaat aus für ein bestimmtes Drittland
bestimmt ist , so können die zuständigen Behörden
dieses Mitgliedstaats verlangen, daß diese Ware bei
einer seiner zuständigen Zollstellen gestellt wird .

(2 ) Die Anmeldung muß bei der Zollstelle abgege­
ben werden , bei der die Waren gestellt wurden . Die
Abgabe der Anmeldung kann erfolgen , sobald die
Waren gestellt worden sind .

Die Zollstelle kann jedoch die Abgabe der Anmel­
dung zulassen , bevor der Anmelder die Waren hat
stellen können . In diesem Fall kann die Zollstelle
eine angemessene Frist für die Gestellung der
Waren festsetzen . Nach Ablauf dieser Frist gilt die
Anmeldung als nicht abgegeben .

(3 ) Waren sind im Sinne der Absätze 1 und 2 als
bei einer Zollstelle gestellt anzusehen , wenn die
zuständigen Behörden in der vorgeschriebenen
Form von ihrer Anwesenheit bei dieser Zollstelle
oder an einem anderen von den zuständigen Behör­
den bezeichneten Ort unterrichtet worden sind, um
die Waren überwachen oder prüfen zu können .

(4) Die Anmeldung muß bei der zuständigen Zoll­
stelle während der Öffnungszeiten abgegeben wer­
den .

Die Zollstelle kann jedoch auf Antrag und Kosten
des Anmelders zulassen , daß die Anmeldung außer­
halb der Öffnungszeiten abgegeben wird .

( 5 ) Der Abgabe der Anmeldung bei einer Zollstelle
gleichgestellt ist das Verfahren, bei dem diese
Anmeldung den Beamten der Zollstelle an einem
anderen Ort ausgehändigt wird , der zu diesem
Zweck im Rahmen von Übereinkünften zwischen
den zuständigen Behörden und dem Beteiligten
bestimmt worden ist .

Artikel 7

( 1 ) Dem Anmelder wird unter den nachstehenden
Voraussetzungen auf Antrag gestattet, die von der
Zollstelle nach Artikel 6 angenommenen Anmel­
dungen in bezug auf eine oder mehrere der in Arti­
kel 3 Absatz 1 bezeichneten Angaben zu berichti­
gen :

a) Die Berichtigung ist zu beantragen, bevor die
Waren die Zollstelle oder den zu diesem Zweck
bezeichneten Ort verlassen haben, es sei denn,
dieser Antrag bezieht sich auf Angaben , deren
Richtigkeit die Zollstelle feststellen kann .

b) Die Berichtigung kann nicht mehr zugelassen
werden , wenn sie beantragt wird, nachdem die
Zollstelle dem Anmelder mitgeteilt hat, daß sie
die Waren beschauen will , oder nachdem sie
selbst festgestellt hat, daß die betreffenden
Angaben unrichtig sind .

c) Die Berichtigung darf nicht dazu führen, daß
die Anmeldung für andere Waren gilt als die,
für die sie ursprünglich bestimmt war.
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(2) Die Zollstelle kann zulassen oder verlangen ,
daß Berichtigungen nach Absatz 1 durch die Abgabe
einer neuen Anmeldung als Ersatz für die ursprüng­
liche Anmeldung vorgenommen werden . In diesem
Fall gilt als Zeitpunkt für die Festsetzung der Aus­
fuhrabgaben auf die betreffenden Waren sowie für
die Anwendung der übrigen Bestimmungen, die für
die Ausfuhr gelten , der Zeitpunkt der Annahme der
ursprünglichen Anmeldung.

(4) Die Rücknahme oder die Ungültigkeitserklä­
rung der Anmeldung steht der Anwendung von
Strafvorschriften im Fall von Zuwiderhandlungen
des Anmelders in keiner Weise entgegen .

(5 ) Sind die zur Ausfuhr angemeldeten Waren
innerhalb einer bestimmten Frist aus dem Zollgebiet
der Gemeinschaft zu verbringen, so hat die Nicht­
einhaltung dieser Frist die Nichtigkeit oder die
Ungültigkeitserklärung der Anmeldung zur Folge ,
sofern die zuständigen Behörden diese Frist nicht
verlängert haben .

In dem in Unterabsatz 1 genannten Fall finden
Absatz 2 Buchstaben b), c) und d) sowie die
Absätze 3 und 4 Anwendung.Artikel 8

Artikel 9

( 1 ) Solange die Waren das Zollgebiet der Gemein­
schaft nicht verlassen haben, kann der Anmelder die
Rücknahme der betreffenden Anmeldung oder, ins­
besondere wenn die Rechtsvorschriften des betref­
fenden Mitgliedstaats diese Rücknahme nicht zulas­
sen , deren Ungültigkeitserklärung beantragen .

Hat die Zollstelle dem Anmelder jedoch mitgeteilt ,
daß sie die angemeldeten Waren beschauen will , so
kann die Rücknahme oder die Ungültigkeitserklä­
rung erst nach der Beschau beantragt werden .

(2) Die Zollstelle gibt dem Antrag auf Rücknahme
oder Ungültigkeitserklärung der Anmeldung nur
statt , wenn der Anmelder

a ) den zuständigen Behörden nachweist, daß die
Waren das Zollgebiet der Gemeinschaft nicht
verlassen haben,

b) den zuständigen Behörden alle Ausfertigungen
der Ausfuhranmeldung sowie alle sonstigen ihm
nach Annahme der Anmeldung ausgehändigten
Unterlagen wiedervorlegt,

c ) gegebenenfalls den zuständigen Behörden nach­
weist, daß die Erstattungen und die anderen
aufgrund der Ausfuhranmeldung für die betref­
fenden Waren gewährten Beträge zurückgezahlt
worden sind oder daß die zuständigen Dienst­
stellen die erforderlichen Maßnahmen getroffen
haben, damit diese Beträge nicht ausgezahlt
werden,

d) gegebenenfalls entsprechend den geltenden
Bestimmungen die sonstigen Verpflichtungen
erfüllt , die die zuständigen Behörden zur Klä­
rung der Situation dieser Waren vorschreiben
können .

(3 ) Die Rücknahme oder Ungültigkeitserklärung
der Anmeldung hat gegebenenfalls zur Folge, daß
Abschreibungen, die auf den im Zusammenhang
mit der Anmeldung vorgelegten Ausfuhr- oder Vor­
ausfestsetzungsbescheinigungen vorgenommen wor­
den sind, rückgängig gemacht werden .

( 1 ) Unbeschadet anderer ihr zur Verfügung stehen­
der Prüfungsmöglichkeiten kann die Zollstelle die
angemeldeten Waren ganz oder teilweise beschauen .

(2) Die Zollbeschau erfolgt an dem zu diesem
Zweck bezeichneten Ort und zu den dafür vorgese­
henen Zeiten .

Die Zollstelle kann jedoch auf Antrag des Anmel­
ders die Zollbeschau an einem anderen Ort oder zu
einer anderen Zeit vornehmen . Dadurch entste­
hende Kosten trägt der Anmelder.

(3 ) Das Verbringen der Waren an den Ort der Zoll­
beschau, das Auspacken, Wiedereinpacken und alle
anderen , für die Zollbeschau erforderlichen Tätig­
keiten werden vom Anmelder oder auf seine Gefahr
vorgenommen . Die dabei entstehenden Kosten trägt
in allen Fällen der Anmelder.

(4) Der Anmelder ist berechtigt, bei der Zollbe­
schau anwesend zu sein oder sich vertreten zu las­
sen . Die Zollstelle kann , wenn sie es für zweckdien­
lich hält, vom Anmelder verlangen , daß er bei der
Zollbeschau anwesend ist oder sich vertreten läßt,
um ihr die zur Erleichterung der Zollbeschau erfor­
derliche Hilfe zu leisten .

( 5 ) Die Zollstelle kann bei der Zollbeschau Muster
oder Proben zum Zweck einer Analyse oder einge­
henden Prüfung entnehmen . Die Prüf- und Analyse­
kosten trägt die Verwaltung .

(6) Absatz 5 steht der Anwendung von Artikel 8
Absatz 2 der Verordnung ( EWG) Nr. 3035 /80 des
Rates vom 11 . November 1980 zur Festlegung der
allgemeinen Regeln für die Gewährung von Aus­
fuhrerstattungen und der Kriterien zur Festsetzung
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Artikel 13des Erstattungsbetrags für bestimmte landwirtschaft­
liche Erzeugnisse , die in Form von nicht unter
Anhang II des Vertrages fallenden Waren ausge­
führt werden (*), nicht entgegen .

Artikel 10

Unbeschadet einer etwaigen Anwendung von Ver­
boten oder Beschränkungen auf die zur Ausfuhr
angemeldeten Waren, gibt die Zollstelle die Waren
erst dann zur Ausfuhr frei, wenn sie sich gegebenen­
falls vergewissert hat, daß die gemäß Artikel 12 ver­
buchten Abgaben entrichtet oder unter den in der
Richtlinie 78/453/EWG des Rates vom 22. Mai
1978 zur Harmonisierung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften über den Zahlungsaufschub für
Eingangs- und Ausfuhrabgaben (2 ) vorgesehenen
Voraussetzungen aufgeschoben worden sind oder
hierfür Sicherheit geleistet worden ist .

Artikel 14

( 1 ) Maßgebend für die Berechnung der Ausfuhrab­
gaben oder Ausfuhrerstattungsbeträge und für die
Anwendung der übrigen, für die Ausfuhr der Waren
geltenden Gemeinschaftsvorschriften ist das Ergeb­
nis der Prüfung der Anmeldung und der ihr beige­
fügten Unterlagen, wobei die Prüfung mit einer
Zollbeschau verbunden sein kann . Findet weder
eine Prüfung der Anmeldung und der ihr beigefüg­
ten Unterlagen noch eine Zollbeschau statt, so erfol­
gen die Berechnung und die Anwendung nach den
Angaben in der Anmeldung.

(2) Absatz 1 steht weder Prüfungen entgegen, die
später von den zuständigen Behörden der Mitglied­
staaten durchgeführt werden, noch den Folgerungen,
die sich daraus nach den geltenden Bestimmungen
insbesondere hinsichtlich einer Änderung der Höhe
der auf die Waren zu erhebenden Ausfuhrabgaben
oder der Höhe der gewährten Ausfuhrerstattungen
oder anderer bei der Ausfuhr gewährter Beträge
ergeben können .

( 1 ) Die Zollstelle bestimmt die Form der Freigabe
der Waren zur Ausfuhr unter Berücksichtigung des
Ortes , an dem sich die Waren befinden, und der
besonderen Modalitäten, nach denen sie ihre Über­
wachung ausübt .

(2) Die zur Ausfuhr freigegebenen Waren bleiben
bis zu dem Zeitpunkt, in dem sie das Zollgebiet der
Gemeinschaft verlassen, unter zollamtlicher Über­
wachung.

Artikel 11 TITEL II

VEREINFACHTE VERFAHREN

Artikel 15

Der Zeitpunkt der Annahme der Anmeldung ist
maßgebend für

a) die Bestimmung der Sätze oder Beträge der Aus­
fuhrabgaben , denen die Waren gegebenenfalls
unterliegen, sowie der übrigen für die Berech­
nung dieser Abgaben erforderlichen Bemes­
sungsgrundlagen ;

b) die Anwendung der übrigen, für die Ausfuhr der
Waren geltenden Gemeinschaftsvorschriften .

( 1 ) Spätestens ab 1 . Januar 1984 wenden die Mit­
gliedstaaten nur noch die in den Artikeln 16 bis 20
vorgesehenen vereinfachten Verfahren an .

Sie führen spätestens ab diesem Zeitpunkt alle diese
vereinfachten Verfahren durch, soweit ihnen dies
verwaltungstechnisch möglich ist .

(2 ) Die Möglichkeit der Inanspruchnahme eines
der in den Artikeln 16 bis 20 festgelegten verein­
fachten Verfahren setzt eine Genehmigung durch
die zuständigen Behörden des Mitgliedstaats vor­
aus , in dem sie angewendet werden sollen . Diese
Behörden legen auch die Voraussetzungen , die für
die Erteilung dieser Genehmigung erfüllt werden
müssen, sowie die praktischen Einzelheiten dieser
Verfahren fest .

Artikel 12

Unbeschadet etwaiger Änderungen nach Artikel 10
Absatz 2 verbuchen die zuständigen Behörden den
von ihnen ermittelten Betrag der Ausfuhrabgaben in
der vorgeschriebenen Form und teilen ihn nach
eigenem Ermessen entweder dem Anmelder oder
der Person mit, die er vertritt .

O ABl . Nr. L 323 vom 29 . 1 1 . 1980, S. 27 . ( 2 ) ABl . Nr. L 146 vom 2 . 6 . 1978, S. 19 .
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Anmeldungen eine rechtliche Einheit ; maßgebender
Zeitpunkt hierfür ist der Zeitpunkt der Annahme der
entsprechenden ursprünglichen Anmeldung.

(3 ) Wird von dem Verfahren dieses Artikels
Gebrauch gemacht, so müssen die ursprünglichen
Anmeldungen für die einzelnen Warenpartien auf
jeden Fall die zur Identifizierung der betreffenden
Waren erforderlichen Angaben enthalten .

Die genannte Genehmigung kann auf bestimmte
Waren beschränkt werden . Sie kann für einen Ein­
zelfall oder auf Dauer gewährt werden . Sie kann
widerrufen werden .

(3 ) Die Anwendung der Verfahren der Artikel 16
bis 20 hindert die Zolldienststellen nicht, alle von
ihnen als notwendig erachteten Kontrollen zur
Überwachung der Ordnungsmäßigkeit der betreffen­
den Vorgänge vorzunehmen .

(4 ) Im Falle der vereinfachten Verfahren im Sinne
der Artikel 17 bis 20 und unbeschadet des Arti­
kels 13 können die Mitgliedstaaten, sofern sie es für
notwendig halten , vorsehen , daß ihre Zollbehörden
die Genehmigung zur Anwendung dieser verein­
fachten Verfahren von einer Sicherheitsleistung
abhängig machen, mit der gewährleistet wird, daß
der Begünstigte den sich aus Absatz 2 Unterabsatz 1
ergebenden , ihm obliegenden Verpflichtungen nach­
kommt .

(5 ) Sofern in den Artikeln 16 bis 20 nichts anderes
bestimmt ist, ist Titel I auf die in diesen Artikeln
vorgesehenen vereinfachten Verfahren anwendbar.

C. Freigabe zur Ausfuhr vor Abgabe der Anmeldung

Artikel 18

A. Befreiung von der schriftlichen Anmeldung

Artikel 16

( 1 ) Unbeschadet der besonderen Vorschriften für
Postsendungen können die Mitgliedstaaten vorse­
hen , daß Waren, die nicht zu kommerziellen Zwek­
ken ausgeführt werden, sowie Waren von geringem
Wert, insbesondere wenn sie im persönlichen
Gepäck von Reisenden enthalten sind, nicht schrift­
lich angemeldet werden müssen .

(2) Absatz 1 gilt nicht für Waren, für die eine Aus­
fuhrbescheinigung erforderlich ist oder für die die
Gewährung von Erstattungen oder von anderen mit
der Ausfuhr zusammenhängenden Beträgen bean­
tragt wird .

( 1 ) Wenn es die Umstände rechtfertigen, können
die zuständigen Behörden die Waren zur Ausfuhr
freigeben , sobald diese nach Artikel 5 Absatz 3 der
zuständigen Zollstelle gestellt worden sind, ohne
daß die in Artikel 3 genannte Anmeldung dort abge­
geben worden ist .

(2 ) Die Freigabe der Waren zur Ausfuhr setzt vor­
aus , daß bei der zuständigen Zollstelle und nach
Wahl der zuständigen Behörden ein Handels- oder
Verwaltungsdokument abgegeben wird, in dem die
zur Feststellung der Warenbeschaffenheit erforderli­
chen Angaben und ein vom Beteiligten unterschrie­
bener Ausfuhrantrag enthalten sind .

Dem genannten Handels- oder Verwaltungsdoku­
ment müssen alle sonstigen Unterlagen beigefügt
werden , von deren Vorlage gegebenenfalls die
Gemeinschaftsmaßnahmen abhängig sind, die
durch die Ausfuhr der Waren ausgelöst werden .

Die Annahme dieses Handels- oder Verwaltungsdo­
kuments durch die Zollstelle hat die gleiche Rechts­
wirkung wie die Annahme der in Artikel 3 genann­
ten Anmeldung.

(3 ) Lassen es die Umstände zu, so können die
zuständigen Behörden zulassen, daß an die Stelle
des Antrags nach Absatz 2 ein globaler Antrag für
die Ausfuhren in einem bestimmten Zeitraum tritt .
Das Handels- oder Verwaltungsdokument, das nach
Absatz 2 Unterabsatz 1 bei jeder Ausfuhr vorzulegen
ist , muß einen Hinweis auf die im Anschluß an den
Globalantrag erfolgte Freigabe enthalten .

(4) Die Zollstelle kann die Freigabe der Waren zur
Ausfuhr von einer Beschau abhängig machen, die
anhand der Angaben in dem in Absatz 2 genannten
Handels- oder Verwaltungsdokument durchgeführt
wird .

B. Globale, periodische oder zusammenfassende
Anmeldungen

Artikel 1 7

( 1 ) Unbeschadet des Artikels 20 können die
zuständigen Behörden dem Anmelder gestatten,
bestimmte Angaben der Anmeldung später in Form
ergänzender Anmeldungen globaler, periodischer
oder zusammenfassender Art nachzureichen oder zu
wiederholen .

1 ( 2 ) Die Angaben der ergänzenden Anmeldungen
bilden zusammen mit den Angaben der zugehörigen
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Waren und die Häufigkeit der Ausfuhren gerechtfer­
tigt sind, davon befreien, der zuständigen Zollstelle
jeden Abgang von Waren mitzuteilen, sofern er die­
ser Zollstelle alle Angaben zur Verfügung stellt , die
sie für erforderlich hält, um gegebenenfalls von
ihrem Beschaurecht Gebrauch machen zu können .
Die Anschreibung der Waren in der Buchführung
des Beteiligten gilt in diesem Fall als Freigabe der
Waren zur Ausfuhr.

(5 ) Die Anmeldung von Waren, die Gegenstand
der in Absatz 1 genannten Freigabe sind, ist inner­
halb der von den zuständigen Behörden gesetzten
Frist bei der zuständigen Zollstelle abzugeben .

Artikel 1 1 findet mit der Maßgabe Anwendung, daß
die Anmeldung zu dem Zeitpunkt wirksam wird , zu
dem die Zollstelle das in Absatz 2 genannte Han­
dels - oder Verwaltungsdokument angenommen hat .

(6) Die Zollstelle kann unbeschadet des Arti­
kels 20 zulassen , daß für die Waren globale periodi­
sche oder zusammenfassende Anmeldungen abge­
geben werden . Diese Anmeldungen werden von
dem Zeitpunkt an wirksam, zu welchem die Zoll­
stelle das in Absatz 2 genannte Handels- oder Ver­
waltungsdokument angenommen hat .

(4) Beschließt die Zollstelle eine Beschau der
Waren, so wird diese anhand der Angaben in den
Anschreibungen des Beteiligten durchgeführt .

Artikel 19

( 5 ) Die Anmeldung von Waren, die Gegenstand
der in Absatz 1 genannten Bewilligung sind, ist bei
der zuständigen Zollstelle innerhalb der von den
zuständigen Behörden festgesetzten Frist abzuge­
ben .

Artikel 1 1 findet mit der Maßgabe Anwendung, daß
die Anmeldung zu dem Zeitpunkt wirksam wird, zu
dem die Waren in der Buchführung des Beteiligten
angeschrieben worden sind .

(6) Wird dieser Artikel angewandt, so findet Arti­
kel 18 Absatz 6 Anwendung.

(7 ) Die in Absatz 2 Buchstabe b) vorgesehene
Anschreibung der Waren in der Buchführung des
Beteiligten kann durch andere von den zuständigen
Behörden festgelegte Formalitäten ersetzt werden ,
die ähnliche Garantien bieten .

( 1 ) Natürlichen oder juristischen Personen , die
häufig Waren ausführen, können die zuständigen
Behörden bewilligen , diese Waren unmittelbar von
dem Ort, an dem sie sich befinden, aus dem Zollge­
biet der Gemeinschaft zu verbringen, ohne daß für
diese Waren zuvor bei einer zuständigen Zollstelle
die in Artikel 3 genannte Anmeldung abzugeben ist .

(2 ) Bevor die Waren den Ort, an dem sie sich
befinden, verlassen , hat der Inhaber der in Absatz 1
genannten Bewilligung

a) den zuständigen Behörden in der von ihnen vor­
geschriebenen Form und nach den von ihnen
festgelegten Modalitäten den Abgang der
Waren mitzuteilen , damit die Waren zur Aus­
fuhr freigegeben werden können ;

b) diese Waren in seiner Buchführung anzuschrei­
ben . Die Anschreibung hat in der von den
zuständigen Behörden festgesetzten Form und
nach den von ihnen festgelegten Modalitäten zu
erfolgen . Sie muß das Anschreibedatum und die
zur Feststellung der Warenbeschaffenheit not­
wendigen Angaben enthalten ;

c) für die zuständigen Behörden sämtliche Unter­
lagen bereitzuhalten, insbesondere Ausfuhr­
oder Vorausfestsetzungsbescheinigungen, von
deren Vorlage gegebenenfalls die Anwendung
der Vorschriften über die Warenausfuhr
abhängt .

Die Erfüllung der Formalitäten nach den Buchsta­
ben a) und b) hat die gleiche Rechtswirkung wie die
Annahme der in Artikel 3 genannten Anmeldung.

(3 ) Soweit die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit des
Verfahrens dadurch nicht beeinträchtigt wird, kön­
nen die zuständigen Behörden den Bewilligungsin­
haber in besonderen Fällen, die durch die Art der

D. Ersetzung aller oder bestimmter Angaben der
Anmeldung durch kodierte Angaben

Artikel 20

( 1 ) Die zuständigen Behörden können dem
Anmelder gestatten, die Angaben der in Artikel 3
genannten schriftlichen Anmeldung der hierfür
bestimmten Zollstelle zum Zweck der datentechni­
schen Verarbeitung ganz oder teilweise in kodierter
oder jeder anderen von den zuständigen Behörden
festgelegten Form, die den für die schriftlichen
Anmeldungen erforderlichen Angaben entspricht,
zu übermitteln .

(2) Die zuständigen Behörden setzen die Bedin­
gungen für die Übermittlung der in Absatz 1
genannten Angaben fest .
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Artikel 22TITEL III

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 21

( 1 ) Die Mitgliedstaaten setzen die zur Durchfüh­
rung dieser Richtlinie erforderlichen Maßnahmen
bis spätestens 1 . Januar 1983 in Kraft .

(2) Jeder Mitgliedstaat unterrichtet die Kommis­
sion über die Vorschriften , die er zur Durchführung
dieser Richtlinie erläßt .

Die Kommission setzt die anderen Mitgliedstaaten
davon in Kenntnis .

( 1 ) Der Ausschuß für allgemeine Zollregelungen,
der in Artikel 24 der Richtlinie 79/695 /EWG des
Rates vom 24 . Juli 1979 zur Harmonisierung der
Verfahren für die Überführung von Waren in den
zollrechtlich freien Verkehr (') vorgesehen ist , kann
alle Fragen im Zusammenhang mit der Anwendung
dieser Richtlinie prüfen, die ihm der Vorsitzende
von sich aus oder auf Antrag des Vertreters eines
Mitgliedstaats unterbreitet .

Artikel 23

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet .

Geschehen zu Brüssel am 24. Februar 1981 .( 2 ) Die zur Durchführung der Artikel 3 bis 9 , des
Artikels 10 Absatz 1 , des Artikels 13 , des Artikels 14
Absatz 2 und der Artikel 17 bis 20 dieser Richtlinie
erforderlichen Vorschriften werden nach dem Ver­
fahren des Artikels 26 Absätze 2 und 3 der Richtli­
nie 79/695/EWG erlassen .

Im Namen des Rates

Der Präsident

G. BRAKS

(■) ABl . Nr . L 205 vom 13 . 8 . 1979, S. 19 .


